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Dieses Symbol kennzeichnet
Augmented-Reality-
Effekte. Mit Ihrem Smart-
phone, Tablet und der
App WESER-KURIER Live
können Sie digitale
Inhalte abrufen.

Da ist sie wieder, die rote Laterne für
Bremen. Eigentlich gibt es ziemlich
gute Nachrichten: Die Arbeitslosig-

keit in Deutschland ist seit 24 Jahren nicht
so niedrig gewesen wie in diesem Juni.
Auch in Bremen sank sie im Vergleich
zum Mai. Hurra! Doch als einziges Bundes-
land hat Bremen einen Zuwachs der
Arbeitslosigkeit gegenüber dem Vorjahres-
monat. Dieser Vergleich ist aber der wirk-
lich aussagekräftige, wichtige, weil er sai-
sonale Schwankungen ausradiert.

Die Zahl klingt zunächst harmlos – 262
Arbeitslose mehr als 2014. Beunruhigend
ist, dass der Vergleich mit dem Vorjahr in
Bremen schon seit dem Januar permanent
schlecht ausfällt: Im April und Mai fielen
die Schwankungen zuletzt mit über 500
Arbeitslosen mehr noch größer aus als im
Juni. Vor allem aber belegt Bremen in die-
ser Rechnung nicht nur den letzten Platz,
sondern entwickelt sich auch gegen den
Trend anderer Bundesländer. Auf seinen
Sonderstatus kann der Stadtstaat sich da-
bei nicht ausruhen. Die rot-grüne Koalition
muss hier einen Schwerpunkt ihrer Arbeit
setzen und entgegenwirken. Denn die Kos-
ten, die die hohe Arbeitslosenquote mit
sich bringt, kann sich das Land überhaupt
nicht leisten. Bericht Seite 1
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Zur Person
Stefan Luft, geboren 1961,
ist Privatdozent am Institut
für Politikwissenschaft der
Universität Bremen. Zu sei-
nen Forschungsschwer-
punkten gehören die The-
men Migration und Integra-
tion.

Auf dem rechten Auge ziemlich blind
zu sein, diesen Vorwurf mussten sich
Deutschlands Verfassungsschützer in

den vergangenen Jahren regelmäßig vor-
werfen lassen, lagen doch die Schwer-
punkte ihrer Jahresberichte bei islamisti-
schem Terrorismus und linksextremisti-
schen Straf- und Gewalttaten. Rechter Ter-
ror rangierte hingegen meist unter ferner
liefen. Jahr für Jahr wurden sinkende Zah-
len vermeldet – nachzulesen noch im Ver-
fassungsschutzbericht 2013.

Wenn daher jetzt Innenminister Thomas
de Maizière trotz der sicherlich besorgnis-
erregenden Ausdehnung des Machtbe-
reichs der Terrormiliz Islamischer Staat
(IS) zu allererst auf die erschreckende Zu-
nahme der Zahl der Anschläge auf Flücht-
lingsheime hinweist, ist das so bemerkens-
wert wie notwendig. Die aktuelle Entwick-
lung – 150 Fälle bereits in diesem Jahr –
zeigt, wie gefährlich die Lage ist. Und die
mit den wachsenden Flüchtlingszahlen ein-
hergehende, leider immer aufgeheiztere öf-
fentliche Debatte über ihre Verteilung,
Aufnahme und Unterbringung lässt weiter-
hin Schlimmes befürchten. Hier ist konse-
quentes Gegensteuern gefragt, von Politik
und Gesellschaft. Bericht Seite 4
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W
enn sich in dieser und der
nächsten Woche gut 1000
Unesco-Abgesandte in
Bonn über bewahrenswerte
Architektur und schützens-

werte Natur beraten, steht nicht nur die
Detailfrage auf der Tagesordnung, ob
Hamburgs Kontorhausviertel und Spei-
cherstadt sowie Naumburgs Dom (samt
ihn umgebender Landschaft) weltweit
nobilitiert werden. Schließlich verfügt
Deutschland bereits über 39 Welterbe-
stätten – dazu zählen bekanntlich das
Wattenmeer sowie das schmucke Bre-
mer Rathaus und der wackere Roland.

Doch deutlich drängender als alle lo-
kalpatriotischen Eitelkeiten und nationa-
len Partikularinteressen, die auf touris-
musträchtigem Prestigegewinnstreben
gründen, sind in diesem Jahr weitere As-
pekte der rituellen und bislang vor al-
lem symbolisch dotierten Belobigungs-
politik des Welterbekomitees. Stand in
den vergangenen Jahren beim Treffen
der Delegierten ein ums andere Mal die
Frage im Mittelpunkt, ob die Auszeich-
nung womöglich inflationär vergeben
werde, so geht es dieser Tage im Bonner
World Conference Center in einer über-
raschenden Zuspitzung der früheren Fra-
gestellung darum, ob Europa überpro-
portional von dieser Kür profitiere.

Der ebenso löbliche wie überfällige
Versuch, die gängige Preiswürdigkeits-
praxis und ihre Prämissen zu problemati-
sieren, hat einen Grund, der – noch –
außerhalb von Europa anzusiedeln ist:
die massive Verheerung von Welterbe-
stätten, die sich in der öffentlichen Wahr-
nehmung derzeit vor allem mit dem Na-
men Palmyra verbindet. Seit die Terror-

miliz Islamischer Staat (IS) die antike sy-
rische Oasenstadt erobert hat, grassiert
die Sorge, die barbarische Signatur der
Bewegung könnte zusehends Kulturstät-
ten gelten. Im März hatten IS-Schergen
bereits die irakische Stadt Al-Hadra und
zentrale Kulturstätten in Mossul zer-
stört. Dieses Los droht jetzt der berühm-
ten Welterbe-Stätte in Syrien. Dort ha-
ben Islamisten die Ruinen der Stadt ver-
mint und Grabstätten gesprengt.

Zwar fand das Unesco-Komitee in Ge-
stalt seiner Vorsitzenden, der deutschen
Staatsministerin Maria Böhmer (CDU),
zu Beginn der Tagung deutliche Worte,
als es die Zerstörung von Welterbestät-
ten durch den Islamischen Staat als
Kriegsverbrechen brandmarkte. Auch

war es fraglos geboten, den Antiken-
schmuggel aus der Krisenregion zu äch-
ten und als Kriegsfinanzierungmittel der
Terroristen zu benennen. Doch präzise
Antworten auf die Frage, wie der ille-
gale Kulturgüterhandel künftig effizient
zu bekämpfen sei, blieb die am Montag
vorgetragene „Bonner Erklärung zum
Welterbe“ weitgehend schuldig. Immer-
hin stellte die Komiteevorsitzende Böh-
mer für Deutschland ein neues Gesetz in
Aussicht, mit dem die Einfuhr von Raub-
kunst besser kontrolliert werden könne.
Zugleich klang ihr moralisch grundier-
ter Appell an europäische und US-ameri-
kanische Sammler, Auktionshäuser und
Museen, sich der Mitwirkung am Verhö-
kern von Kulturgütern zu verweigern,

mehr nach Verzweiflung als nach Prag-
matismus. Die immer noch anhängige
Debatte um die Restitution nationalsozia-
listischer Beutekunst zeigt ebenso plas-
tisch wie drastisch, wie kompliziert und
zeitaufwendig es sein kann, geschehe-
nes Unrecht zu revidieren. Dagegen ver-
mag die jetzt verabschiedete „Erklä-
rung zum Schutz von Kulturgütern in be-
waffneten Konflikten“ wenig bis gar
nichts, weil sie – eher früher als später –
Gefahr läuft, zu einer bloßen Absichts-
erklärung zu gerinnen.

Andere Bekundungen der Delegier-
ten machen etwas mehr Mut, weil sie
das martialische Vorgehen der antizivili-
satorischen IS-Raubritter nicht nur mit
hehren Worten ächten, sondern die Ver-
lautbarungspolitik des Papiertigers
Unesco mit geballter Gegenschlagkraft
unterlegen. So soll die jetzt in Bonn initi-
ierte Kampagne „Unite4Heritage“ (Ver-
eint euch für das Kulturerbe), die Koali-
tionen zum Schutz einmaliger Stätten
und Kunstwerke zumal in Nahost an-
strebt, der Barbarei zeitnah begegnen.
Das Projekt sieht vor, rasch Bündnisse
mit Regierungen, Streitkräften, Zollbe-
hörden und Polizeibehörden in den Kri-
senregionen zu schließen, um die allfäl-
lige Zerstörung und den drohenden Ex-
odus von Kulturgütern einzudämmen.

Wie leicht indes flammende Plädoyers
für die Bewahrung kultureller Güter ver-
puffen können, wurde in Bonn deutlich,
als es um einen anderen Islamisten-Tat-
ort ging: das malische Timbuktu. Dort
waren vor drei Jahren mehr als 200000
wertvolle Manuskripte vor plündernden
und brandschatzenden Extremisten ge-
rettet worden. Doch die im Jahr 2013
von der Unesco vollmundig angekündig-
ten Hilfsgelder stehen immer noch aus.
Das Komitee sollte sich vor der Vergabe
weiterer Welterbetitel um massiv gefähr-
dete Stätten im Bestand kümmern.

hendrik.werner@weser-kurier.de

zur Griechenland-Krise: „Der griechi-
sche Finanzminister Yanis Varoufakis
hat den Europäern gedroht, gegen
einen möglichen Ausschluss seines
Landes aus der Währungsunion zu kla-
gen. Das ist insofern bemerkenswert,
als bisher kein europäisches Regie-
rungsmitglied einen Grexit gefordert
hat. Selbstverständlich weiß auch Va-
roufakis um die rechtlichen Gegeben-
heiten und um den politischen Willen
der Europäer.“

Trend verpasst
Lisa Boekhoff
über die Arbeitsmarktzahlen

Gegensteuern
Hans-Ulrich Brandt
über Rechtsextremismus Zwischen Barbarei

und Weltkulturerbe
Hendrik Werner
über Aufgaben der Unesco

Mit 60 Millionen hat die Zahl der
Flüchtlinge 2014 weltweit einen
neuen Höhepunkt erreicht. 38 Mil-

lionen bleiben als Vertriebene innerhalb
ihrer Länder. Neun von zehn Flüchtlingen
leben in Entwicklungsländern.

Im vergangenen Jahr sind weltweit ins-
gesamt 1,7 Millionen neue Anträge auf
Asyl oder auf Flüchtlingsschutz gestellt
worden, davon 866000 in Industriestaaten.
In Deutschland wurden 173000 Anträge
gestellt. Aus den Balkanstaaten Serbien,
Albanien, Kosovo, Bosnien-Herzegowina
und Mazedonien stammten dabei rund
43000 Antragsteller. Die meisten Schutzsu-
chenden kommen allerdings aus Syrien,

Eritrea, Afghanistan, Somalia und dem
Irak – aus Ländern, in denen Krieg
herrscht oder totalitäre Herrscher ihr Un-
wesen treiben.

Deutschland hatte bereits im Zuge des
Jugoslawienkrieges zu Beginn der 1990er-
Jahre etwa 350000 Flüchtlinge aus Bos-
nien-Herzegowina aufgenommen – aller-
dings mit der eindeutigen Perspektive der
Rückkehr, die auch bis 2001 nahezu abge-
schlossen war.

Darin besteht der zentrale Unterschied
zur Lage heute: Ein großer Teil dieser
Flüchtlinge wird mittelfristig und dauer-
haft in Deutschland bleiben – weil sich
keine Perspektive für ein menschenwürdi-
ges Leben in ihren Herkunftsländern ab-
zeichnet. Die Aussichten sind meist
schlecht: So wird für Afghanistan durch
den gegenwärtigen Abzug der ausländi-
schen Truppen eine weitere Verschlechte-
rung der Menschenrechtslage erwartet.

Die Destabilisierung weiter Teile des Na-
hen und Mittleren Ostens durch Stellver-
treterkriege wird sich – so steht zu befürch-
ten – eher weiter verschärfen. Allen Bemü-
hungen um eine fairere Lastenteilung in
Europa zum Trotz wird Deutschland auch
in Zukunft zu jenen europäischen Staaten
gehören, die die hauptsächliche Last schul-
tern. Für 2015 wird ein Zugang von zwi-
schen 400000 und 500000 Flüchtlingen
nach Deutschland prognostiziert – Zuzugs-
zahlen in der Größenordnung einer mittle-
ren Großstadt in einem Jahr.

Dies stellt die Städte, die Länder und
den Bund vor eine Generationenaufgabe:
trotz Wohnraummangels bezahlbaren
Wohnraum zu schaffen; die Entstehung
von Arbeitsplätzen zu fördern, die nicht
auf dem Schwarzmarkt oder im Niedrig-
lohnsektor angesiedelt sind; die Schulen
in die Lage zu versetzen, Kindern und Ju-
gendlichen gutes Rüstzeug für eine erfolg-

reiche Integration in den Arbeitsmarkt zu
vermitteln und vor allem das Erlernen der
deutschen Sprache wirkungsvoll zu unter-
stützen.

In Zeiten der grundgesetzlich vorge-
schriebenen „Schuldenbremse“ und der
daraus resultierenden Ausgabenrestriktio-
nen werden sich dabei vor allem struktur-
und einnahmeschwache Länder und Kom-
munen schwer tun.

politik@weser-kurier.de

zum Mindestlohn: „Genau ein halbes
Jahr ist der allgemeine gesetzliche Min-
destlohn in Kraft. Für eine belastbare
Bewertung, wie dieser sich auf die Be-
schäftigung im Allgemeinen, auf Mini-
jobs im Besonderen oder auf die An-
zahl der sogenannten Aufstocker aus-
wirkt, ist es nach sechs Monaten noch
zu früh. (...) Aber natürlich hat der Min-
destlohn Folgen. Einerseits wird trick-
reich versucht, ihn zu umgehen. Ande-
rerseits stöhnen viele Betriebe über
den administrativen Ballast, den das
Gesetz mit sich bringt. Beides muss im
Auge behalten werden.“
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zum selben Thema: „Es ist immer
schön, wenn Kassandra geirrt hat.
Wenn sich also Katastrophenwarnun-
gen als gegenstandslos erweisen, wie
dies beim Mindestlohn offenbar der
Fall ist. Anders als von vielen Unterneh-
men und manchen Wirtschaftsfor-
schungsinstituten befürchtet, ist seit
der Einführung nicht die Beschäfti-
gung gesunken, sondern die Arbeitslo-
sigkeit.“

Eine Generationenaufgabe
Stefan Luft
über die Integration von Flüchtlingen

Handelsblatt

Rheinpfalz

Die im Jahr 2013 von
der Unesco vollmundig

angekündigten Hilfsgelder
stehen immer noch aus.


